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Die staatlich verordnete Ausbildereignung
Sachliche und politische Grenzen eines Reformversuchs
„Ausbildereignungsverordnung" - aUein dieses Wortungetüm, das für den thematisch zen¬
tralen Sachverhalt dieses Beitrags steht, signalisiert eine spröde Materie. Was die folgenden
Überlegungen gleichwohl auch für den an einzelnen staathchen Verordnungen nicht Inter¬
essierten bedenkenswert machen kann, ist zum einen die vor allem auch sozialpolitische
Bedeutung des betrieblichen Ausbildungswesens, zum anderen der symptomatische
SteUenwert des Reformversuchs der betrieblichen Ausbüdung für vergleichbare und zum
Teil gleichzeitige staatliche Reformansätze in anderen gesellschaftlichen Bereichen (z. B.
Rentenreform, Steuerreform, Psychiatriereform). Das Interesse an den Fragen der Aus¬
bildereignung hat sich denn auch im vorliegenden Fall unter dieser, eher sozialpohtisch-
reformtheoretischen Perspektive entwickelt1.
Rückblickend auf die Veränderungen im Bereich der betrieblichen Berufsbildung könnte
man allerdings leicht unsicher werden, ob sich eine reformtheoretische Behandlung des
Themas (Offe 1975) noch rechtfertigen läßt: Zu wenig Greifbares ist dort geschehen, was
sich nicht auch ohne den staatlichen Eingriff so oder ähnlich hätte entwickeln können.
Immerhin aber lassen sich die proklamierten staatlichen Reformabsichten noch nach¬
lesen, und es lassen sich einige nicht-proklamierte, taktische Nebeneffekte rekon¬
struieren, die aus einer längerfristigen staatlichen Innenperspektive selbst noch sachhch
unscheinbare Initiativen im betrieblichen Ausbildungswesen als Erweiterang des politi¬
schen Handlungsspielraums in der ständigen Auseinandersetzung um den staatlichen
Einfluß im privatwirtschaftlichen Bereich erscheinen lassen. Damit ist die Funktionsstelle
benannt, auf die der staatliche Zugriff auf die Ausbildereignung in diesem Zusammenhang
zu beziehen ist: Der Strukturkonflikt zwischen den Eigengesetzlichkeiten einer kapita¬
üstischen Ökonomie und dem expandierenden Staat, der durch die Ausweitung seiner
Aufgaben und eine erhöhte Effizienz seiner Steuerangsfähigkeit versucht, Konjunktur¬
einbrüche, Krisen und soziale Konflikte antizipatorisch zu bewältigen. In diesem Zusam¬
menhang bildet die politische Auseinandersetzung um die Ausbildereignungsverordnung
(AEVO) eine Front unter anderen, von denen die Investitionslenkung, das Betriebsver¬
fassungsgesetz, die Mitbestimmung, die konzertierte Aktion und die Erhebung der Umlage
zur Finanzierung der betriebüchen Berufsbildung zu den bekanntesten gehören.
Es läßt sich daher hier schon folgendes feststellen: Der staatüche Regulierungsversuch der
Ausbildereignung reagiert auf eine explizite Poütisierung dieses Bereichs, die es nicht
mehr erlaubt, diesen ursprünglich pädagogischen und betriebswirtschaftlichen bzw. privat¬
rechtlichen Bereich allein unter diesen Aspekten zu behandeln. Die poUtische Funktionali-
sierung des Ausbildungswesens - oder genauer: die Tatsache, daß seine gesellschaftliche
Funktion zur (sozial-)politischen Disposition gestanden hat oder noch steht, daß sie zu-
1 Die Überlegungen selbst entstanden im Zusammenhang einer längeren Studie über das Ausbil¬
dungsplatzförderungsgesetz, deren Kurzfassung in Ronge (1980) enthalten ist.
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mindest uneindeutig geworden zu sein schemt — legt eine poütik- bzw. staatstheoretische
Beschäftigung mit ihm nahe.
1. Die sozialpolitbche Bedeutung derAEVO
Die strukturelle Bedeutung der Ausbildereignung als wesentlichen Faktors im Gesamt¬
zusammenhang der beraflichen Bildung kann ich hier nur kurz streifen (vgl. dazu die Bei¬
träge von Lipsmeier, Kutt und Patzold in diesem Heft); sie muß jedoch als Anknüp¬
fungspunkt für die sozial- und büdungspoütischen Prozesse, die mit ihr verbunden sind, in
Erinnerung gerufen werden. Wichtig sind dabei vor aUem (a) das quantitative Ausmaß der
betriebüchen SoziaUsation, sowohl in Relation zum berufsschulischen Teil der Berufsaus¬
büdung (nach LlSOP [1976] im Verhältnis zwischen 1:4 und 1:7) als auch im Vergleich mit
der vollzeitschulischen Ausbildung in der gleichen Altersstufe; (b) die strukturelle Bedeu¬
tung der betrieblichen Berufsbildung als Ort der systembedingten Transformation von
jugendücher Arbeitskraft in Lohnarbeitskraft2, d. h. die Gewöhnung an die spezifisch
kapitaUstische Form und die besonderen rechthchen und organisatorischen Randbedin¬
gungen der Verausgabung von Arbeitskraft; (c) die Herausbildung von Randkompetenzen
und „sozialen Attributen" (Beck/Brater 1977, S. 51) im Prozeß der betriebüchen Aus¬
bildung, vor allem die sozialen Verkehrsformen, die kommunikativen Stüe, die moraüschen
Niveaus, derGrad derKonfliktfähigkeit, der arbeitsplatzbezogenenDisziplinierangund Art
und Ausmaß der Solidarität mit zukünftigen Kollegen; zudem die lebensgeschichtlichen
Erwartungshorizonte, die materiellen und sozialen Ansprachsniveaus und die Vorstellun¬
gen über den möglichen beruflichen Werdegang; (d) die Anpassungsleistungen an arbeits¬
organisatorischeund betriebsökonomische Sachzwängeundan soziaüntegrative Mechanis¬
men im Betrieb, die gegenüber dem operativ-technischen Kompetenzerwerb und dem
allgemeinpädagogischen Bück auf die Persönlichkeitsbildung in der Diskussion oft ver¬
nachlässigt werden; (e) die nach wie vor erhebliche Bedeutung quasi-naturwüchsiger,
persönlicher Autoritäts- und Abhängigkeitsverhältnisse in den Handwerks- und Klein¬
betrieben, wo sich die Frage der Ausbildereignung immer noch eher auf einer außerberuf¬
lichen, persönlichen Ebene stellt.
Die Kodifizierung des Bereichs der betrieblichen Berufsbildung durch die Ambüder¬
eignungsverordnung (AEVO) ist - offenbar ganz bewußt - selektiv und auf einem sehr
allgemeinen Niveau erfolgt. Auf dieser Ebene hat die AEVO den gekennzeichneten Wan¬
del der betrieblichen Berufsbildung nachvoUzogen; sie orientierte sich dabei aber eher an
den entstandenen, defizitären Strakturen dieses Bereichs, als daß sie die Chance zu einer
,antizyküschen' Akzentuierung genutzt hätte. Aufgrund dieser Situation kann man - vor¬
greifend - die Bedeutung des in der AEVO kodifizierten Anteils der Ausbildereignung
als durchaus gering einstufen. Ganz verständlich wird diese Bewertung allerdings erst im
Zusammenhang einer genaueren Prüfung der AEVO selbst.
2 Diese Formulierung lehnt sich an den Grundgedanken von Lenhardt/Offe (1977) an; sie definie¬
ren dort Sozialpolitik als Transformation von Nicht-Lohnarbeit in Lohnarbeit.
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2. Zur rechtlichen Form derAEVO
In den Beiträgen von Lipsmeier, Patzold und Kutt in diesem Heft sind bereits die wich¬
tigsten Daten zur Entstehungsgeschichte und zur rechtlichen Form der AEVO dargesteUt.
Nachfolgend soU ergänzend auf einige Punkte hingewiesen werden, die im Blick auf die
hier zu behandelnde FragesteUung von besonderer Bedeutung sind.
(1) Der Umstand, daß Ende der sechziger Jahre geradezu einstimmig die Forderang nach
Verbesserung der pädagogischen Kompetenz der Ausbilder erhoben wurde, verweist auf
zwei Tatbestände, die eng miteinander gekoppelt sind: Die (damaüge) Unkenntnis bzw.
die Verdrängung der katastrophalen Situation der betrieblichen Berufsbildung und ihrer
Grundprobleme ließ eine abgehobene, kritisch-programmatische Verständigung der
beteiligten Interessengruppen, politischen Kräfte und Wissenschaftler über diesen Be¬
reich entstehen, die ihrerseits die vergleichsweise reibungslose Einigung über die AEVO
ermöglichte. Es ist oft betont worden (z. B. Bohnstedt 1973), daß viele Mängel der
AEVO zugunsten ihres schnelleren Erlasses in Kauf genommen worden seien — Mängel,
die aUerdings regelmäßig zu Lasten der Auszubildenden gegangen sind. Daß dennoch
die Einigung über die einzelnen Bestimmungen schwierig war, zeigt der Inhalt der AEVO
gleich beim ersten Punkt, dem Geltungsbereich. Die AEVO bezieht sich ausschüeßüch
auf die gewerbliche Wirtschaft, d. h. betrifft nicht das Handwerk, das freilich bis heute die
meisten Lehrlinge ausbildet. Ausgenommen waren zunächst auch die Ausbilder in wirt-
schafts- und steuerberatenden Berufen sowie die für gewerbhche Berafe des öffentüchen
Dienstes (Post, Bahn), für Haus- und Landwirtschaft, für die freien Berufe und das graphi¬
sche Gewerbe. Die AEVO beschränkt sich in ihrem Kern auf die Formulierung von Form
und Inhalt des Nachweises der Ausbildereignung, d. h. konkret auf vier prüfungsrelevante,
inhaltliche Punkte sowie die Modalitäten für diese Prüfung. Über den Weg des Erwerbs
der entsprechenden Kenntnisse enthält die AEVO keine Angaben.
(2) Die Kritik an derAEVO betraf zunächst weniger das, was sie formulierte, als vielmehr
ihre unübersehbaren Leerstellen (z. B. die erwähnte Beschränkung ihrer Geltung auf die
gewerbliche Wirtschaft, die zunächst ausgeklammerten Bereiche usf.). Diese Probleme
des Geltungsbereichs sind inzwischen durch eine Reihe von analogen Verordnungen
wenigstens zum Teil gelöst worden. Die AEVO wirft aber auch Probleme des personellen
Geltungsbereichs auf: Es bleibt ungeklärt, welche Ausbildungspersonen die Eignung nach¬
weisen müssen. Beschränkt sich die Nachweispflicht auf den in einem Betrieb für die
Berufsausbildung Verantwortüchen, oder betrifft sie auch alle haupt- und nebenamtlichen
Ausbilder? Auch die Qualifikationen der Personen, die innerhalb von Lehrgängen und
Seminaren für Ausbilder berafs- und arbeitspädagogische Kenntnisse vermitteln, ist
weder im BBiG noch in einer der Verordnungen geregelt. Daß die Übergangsregelungen,
erst recht nach dem zweimaligen Herausschieben der Fristen für die Eignungsfeststellung
— neben dem Lob der Wirtschaftsverbände —, zugleich auch herbe Kritik fanden, versteht
sich fast von selbst.
(3) Auch die vorwiegend berufspädagogisch motivierte Kritik (Lemke 1972) hebt weniger
auf Falsches als auf Fehlendes ab. Sie sieht den grundsätzüchen Mangel der AEVO zu¬
nächst darin, daß der Staat durch eine Minimalformulierung der Eignung zeigt, daß er an
einer mhaltüchen Neustrukturierung dieses Problembereichs nicht interessiert scheint.
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Tatsächüch hat der Verordnungsgeber den gesetzlichen Spielraum, den der § 21 desBBiG
vorgibt, nicht ausgeschöpft. Er hat, wie es heißt, mit Rücksicht auf einen unverzüglichen
Erlaß (BOHNSTEDT 1973), darauf verzichtet, den Erwerb berafs- und arbeitspädagogischer
Kenntnisse zusammen mit dessen Nachweis zu regeln; er beschränkt sich stattdessen auf
die Kennmbse und deren Nachweis durch Eignungsprüfung oder Zuerkennung3. Auf
Kritik stieß auch die Unterschiedlichkeit der Anforderungen an verschiedene Ausbilder¬
grappen: Hier ist die paradoxe Situation entstanden, daß nach dem BBiG die bestandene
Meisterprüfungim Handwerk den Nachweis berufspädagogischer Eignung zur Ausbildung
mit einschließt, während der Industriemeister, an den in der Ausbildung vergleichsweise
höhere pädagogische Anforderungen gestellt werden, nicht von der Eignungsprüfung be¬
freit ist. Weiterhin bleibt die AEVO weit hinter den gemäß dem BBiG im Lauf der letzten
8 Jahre für die Ausbildungsberufe erlassenen Ausbildungsordnungen zurück: Während
dort bis in fachdidaktische Einzelheiten hinein differenzierte Curricula vorliegen, zieht sich
die AEVO auf sehr allgemeine, inhaltsarme und fachdidaktisch nicht operationalisierte
Formeln zurück und beschränkt sich praktisch, wie gesagt, auf die Prüfung von irgendwie
erworbenen Kenntnissen, übrigens unterderzusätzlichen Ausklammerangder Fertigkeiten
der Ausbüder. Die zum Teil schon vor dem Inkrafttreten der AEVO von zahlreichen Lehr¬
gangsträgern entwickelten Ausbildungspläne zur Qualifizierang betrieblicher Ausbilder
gehen oft noch weit über das Niveau inhalthcher Differenzierung der AEVO und auch des
Rahmenstoffplans hinaus.
(4) Auf einige der mit der AEVO entstehenden Abstimmungsprobleme haben vor allem
Schultz/Tilch (1975) hingewiesen. Sie konstatieren, daß weder die AEVO noch der
Rahmenstoffplan „Angaben überFunktionen, Aufgabenund Tätigkeiten des betrieblichen
Ausbildungspersonals" enthält. Das hatzurFolge, daß keine ausreichendenAbstimmungen
zwischen betrieblichen Ausbildern und Lehrem für Fachpraxis möglich sind. Dieser Man¬
gel kommt u. a. auch dadurch zum Ausdrack, daß, im Gegensatz zu den fachdidaktisch
ausgearbeiteten und nach Fächern differenzierten Lehrplänen für die Lehre der Fach¬
praxis, in der AEVO entsprechende Hinweise fehlen.
(5) Die bisher aufgeführten, hauptsächlich berufspädagogischen Kritikpunkte argumen¬
tieren eher immanent, im Rahmen der gegebenen betrieblichen Strukturen und unter Vor¬
aussetzung des dualen Systems der Berufsbildung. Ihre weitestgehende Forderung nach
der allgemeinpädagogischen Eignung der Ausbilder sprengt allerdings diesen Rahmen. Es
braucht kaum eigens gesagt zu werden, daß die AEVO auch dieser Forderung nicht gerecht
werden kann, sie ist dort noch nicht einmal programmatisch formuliert und vermutlich von
ministerieller Seite auch nie ernstlich in Erwägung gezogen worden. Aufdem Hintergrund
der Forderung nach der Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung würde sie
nämlich nicht nur eine Qualifikationsausweitung der Ausbilder bedeuten, sondern erst¬
malig eine folgenreiche, eigenständige Neudefinition ihrer Funktion und ihrer Position im
Betrieb nach sich ziehen. Das heißt, daß eine solche eigenständige Definition der Funktion
der Ausbilder ihren inzwischen begonnenen Professionalisierungsprozeß (Geissler 1980,
S. 119) stark beschleunigen würde. Eine solche Aufwertung des beraflichen Status der
3 Zuerkennung bezeichnet eine Befreiung von der Eignungsprüfung durch Nachweis kontinuier-
Ucher und unbeanstandeter Ausbildungstätigkeit, vor allem nach § 7, Abs. 1 der AEVO.
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Ausbüder würde die informellen Hierarchien, an deren unterem Ende der Ausbilder bis
heute rangiert, in eine mit vielen strukturellen Konflikten verbundene Bewegung bringen.
Dennoch sind diese Konflikte damit nur herausgeschoben. Die allmähliche Professionali¬
sierung der Ausbilder, die eher den Wegüber eine eigenständige, vermutlich technokratisch
beeinflußte Fachdidaktik nehmen wird, führt absehbar zu ihrer Verselbständigung im Be¬
trieb und damit zu Konkurrenzproblemen und Kompetenzabgrenzungen zu anderen be¬
trieblichen Gruppen. Daß die AEVO diesen Entwicklungen gegenüber statt strukturieren¬
der ausschüeßüch reaktive Funktionen hat, liegt auf der Hand: Die Nichtberücksichti¬
gung genuin sozialpädagogischer Dimensionen in der AEVO versucht den Rollenkonflikt
der Ausbilder zwischen dem Lohnarbeiter und dem Pädagogen auszublenden, der nur
durch die Aufwertung seines innerbetrieblichen Status über eine verstärkte Professionali¬
sierung, wenn nicht lösbar, so doch erträglicher werden kann. - Zieht man aus dem bisher
Dargestellten einen Schluß, so ergibt sich, daß einem gesellschaftlichen Bereich von sozial¬
politisch hoher struktureller und strategischer Bedeutung mit der AEVO ein sachlich viel¬
fach unzulängliches, rein reaktives ordnungspolitisches Instrumentarium von niedriger
problemspezifischer Effizienz gegenübersteht.
3. Amwirkungen derAEVO
Im folgenden soll der Frage nachgegangen werden, ob die AEVO eine sachliche Verbes¬
serung der betrieblichen Berufsbildung gebracht hat. Auch hier kann sich die Darstellung
zunächst auf die in den Beiträgen insbesondere von Kutt und Patzold referierten Be¬
funde stützen. So ist daran zu erinnern, daß hinsichtlich der unmittelbarsten, nächstliegen¬
den Folge der AEVO, nämlich der erfolgten Nachweise der arbeits- und berufspädagogi¬
schen Kenntnisse, von den insgesamt 247700 bei den Industrie- und Handelskammern
registrierten Ausbildern bis 1976 178300 ihre Eignung nachgewiesen hatten, etwa V3
davon durch die Eignungsprüfung. Ergänzend ist zu bemerken, daß die Mobilität unter
Ausbildern außerordentlich hoch ist und daß viele geprüfte Ausbilder nicht mehr als solche
fungieren (Berufsbildung in Wbsemchaft und Praxb 4/1977, S. 28). Schließlich: Wenn
Kutt/Tilch (1978) darauf verweisen, daß V3 der Teilnehmer an Qualifizierungsmaß¬
nahmen zur Ausbildung der Ausbilder letztlich die Prüfung nicht ablegte, sondern „das
Zuerkennungsverfahren wählte" (S. 26; Hervorhebung hinzugefügt), so fällt es schwer,
diese Äußerung anders als einen Hinweis darauf zu lesen, daß für den Ausbilder in der
Regel Möglichkeiten bestehen, den Nachweis der Eignung nicht nur ohne Prüfung - was
bei nachgewiesener Ausbildungspraxis den Bestimmungen der AEVO entsprechen wür¬
de -, sondern auch relativ unabhängig von der Existenz eben jener dafür geforderten
Ausbüdungspraxis zu führen.
Aber auch für die Ausbilder, die sich zu einem Nachweis in Form der Eignungsprüfung gezwungen
sehen, besteht kaum Grund zur Beunruhigung: Das Organ des Deutschen Industrie- und Han¬
delstags „Berufsbildung 1974/75, DIHT 148" kann mit Genugtuung darauf verweisen, daß 98%
der Teilnehmer an den Ausbildereignungsprüfungen diese erfolgreich abgelegt haben. Man steht hier
vor der nicht ohne weiteres entscheidbaren Frage, ob man die Genugtuung über einen hohen Qualifi¬
kationsstand teüen oder eher Zweifel hegen soll an der Fähigkeit der AEVO bzw. der Eignungs¬
prüfung, das QuaUfikationsniveau zu heben: Eine solche beachtliche Erfolgsquote schließt nämüch
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nicht aus, daß sich das Prüfungsniveau dem durchschnittüchen Qualifikationsniveau der Ausbilder
überangepaßt hat.
Die hauptsächlichen nicht-unmittelbaren Auswirkungen der AEVO bestehen in einem
erheblichen Wachstum des Lehrgangs- und Weiterbildungswesens für Ausbilder, der
Entstehung einer ganzen Reihe von Modellprojekten (s. dazu den Beitrag von G. PATZOLD
in diesem Heft) und einer Intensivierung der Forschung in diesem Bereich.
Was die Intensivierung der Forschung als eine Auswirkung der AEVO angeht, so läßt sich
neben ihrer rein quantitativen Ausweitung eine deutliche Koinzidenz ihrer Ansprüche und
Ziele mit administrativen Zwecken beobachten. Das Bundesinstitut für Berufsbil¬
dung, das einen Teü dieser Forschung betreibt, stellt, in seiner politisch-wissenschaftlichen
Doppelkonstraktion, selbst den institutionellen Ausdruck dieser Entwicklung dar. Es ist
fraglich, ob eine Forschung auf ausschließlich sozialstatistischer Abstraktionsebene an¬
deren als administrativen Zwecken genügen kann.
Faßt man die erhältlichen Informationen über die unmittelbaren und mittelbaren Effekte
der AEVO zusammen, so kann man sich der Einschätzung von Schulz (1978, S. 31) an¬
schheßen, „daß der Wert bzw. die Auswükungen pädagogischer Maßnahmen weniger in
der fachlichen und pädagogischen Höherqualifizierung der Ausbilder, sondern vielmehr
in der in Gang gesetzten Reflexion über pädagogische und lernprozessuale Bedingungen
des beruflichen Lernens im Betrieb sowie in der Überprüfung des eigenen methodischen
Verhaltens gesehen werden. Auswirkungen zur Verbesserung der Ausbildungsplanung
in didaktischer Hinsicht werden dagegen nicht deutlich." Ein Nebenprodukt dieser Ent¬
wicklung sind die vielen berafs-, sozialpädagogischen- und bUdungspoUtischen Forde-
rangskataloge, die der schillernden Empirie des betriebüchen Ausbüdungswesens ent¬
gegengehalten werden: Das reicht von der gewerkschaftlichen Forderang nach „Schaffung
außerschulischer und außerbetrieblicher Ausbildungsplatzangebote einschließlich der
Ausbilderquaüfizierang" (Haase 1977, S. 65; vgl. auch z. B. Anlage 1 der Ausbilder¬
tagung der IG Chemie-Papier-Keramik, Hannover 1978) über Forderungen, die eine
Optimierung der staatUchen Steuerungsfähigkeit im Bereich der betriebüchen Berufs¬
bildung verlangen (Bohnstedt 1973), bis zu berufspädagogischen Forderangen, „die
pädagogischen QuaUfikationen als Einheit von Kenntnissen und Fertigkeiten zu betrach¬
ten, die Ermittlung der pädagogischen Qualifikationen und ihre Vermittlung nach sach¬
logischen, lernpsychologischen sowie ausbildungsplatz- und funktionsorientierten Ge¬
sichtspunkten auszurichten, als höchste Priorität für die Ermittlung und Vermittlung der
pädagogischen Qualifikationen von der Handlungsorientierang auszugehen (d. h. vom
Verhalten der Ausbilder in der Praxis)" (Schulz 1978, S. 31).
Die hier praktizierte, recht gutwillige Perspektive, die aufgezählten praktischen, poUti¬
schen, sozialen, ideologischen und rhetorischen Aktivitäten als Auswirkungen oder gar
sinnreiche Ergänzungen der AEVO anzusehen, übersieht zwei Fragen: Zum einen ist nicht
ausgemacht, daß auch ohne die AEVO die Entwicklung der betrieblichen Ausbildung sehr
ähnlich verlaufen wäre, wodurch die Bestimmung der AEVO wieder viel näher bei ihr
selbst zu suchen wäre; zum anderen bleibt zu fragen, ob nicht die erwähnte und beispielhaft
aufgeführte Vielzahl der Projekte, Praktiken, Modelle, Ansätze, Konferenzen und For¬
schungen, die dem Problem der Ausbilder zu Hilfe geeilt sind und die mit diesen Aktivi¬
täten verbundene ,Rede' über die betriebliche Berufsbildung deren Reaütät in geradezu
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tragischer Weise verfehlt hat4. Für beide Fragen gibt es Anhaltspunkte aber keine bündigen
Antworten.
Der wichtigste Anhaltspunkt bezüglich der zweiten Frage ist das leise Eingeständnis selbst
langjähriger Insider, daß ün Bereich des betrieblichen Ausbildungswesens empirisch wenig
geklärt ist; so z. B. SCHULZ (1978, S. 31): „Die Frage nach dem Wert der Ausbilder-Eig¬
nungsverordnung und nach den generellen Auswirkungen von pädagogischen Quaüfizie¬
rungsmaßnahmen im Hinbhck auf eine höhere pädagogische Eignung der Ausbilder und
damit auch die Verbesserung der Ausbüdungspraxis ist u. a. auch wegenfehlender empiri¬
scherDaten schwerzu beantworten" (Hervorhebung eingefügt). Aus diesem Grunde haben
im Prinzip jene Studien einen hohen Stellenwert, die wie die „Teilnehmende Beobachtung
im betrieblichen Ausbildungswesen" von Kutt/McDonald-Schlichting (1976) nicht
aufsekundäranalytische Methoden allein angewiesen sind. Andererseits finden auch solche
Arbeiten bis heute keine Verbindung zu den Wahrnehmungs- und Handlungsmustem der
betroffenen Ausbüder und Lehrlinge, wie sie zum Teü in einigen Büchern aufscheinen
(z. B. Todtenberg/Ploog 1971; Haug/Maessen 1971).
Ein vergleichbarer, vielleicht nicht ganz so krasser Bruch tritt in den genannten Ausbilder¬
lehrgängen, den Modellseminaren und Weiterbüdungsveranstaltungen immer wieder an
die Oberfläche: Unvermittelt stehen sich dort gegenüber die Dozenten und Wissenschaft¬
ler mit ihrem theoretisch fundierten, analytischen und normativen Wissen, den (fach-)di-
daktischen Modellen, den gruppendynamisch, kommunikationstheoretisch und medien¬
technologisch optimierten Lehr- und Diskussionsverfahren auf der einen Seite und die
Ausbilder, die Betriebspraktiker mit ihren handlungs- und betriebsbezogenen Überlebens¬
strategien, mit denen sie den für sie nicht aufhebbaren RoUenkonflikt irgendwie bewältigen
und ihrem schlecht artikulierbaren Bewußtsein, daß der betriebliche Ausbilderalltag noch
ganz anders ist als ihn sich selbst kritische Analysen rekonstruieren können, auf der ande¬
ren Seite.
Dieser Brach erscheint auf anderer Ebene als die eigentliche Ursache der Ohnmacht auch
einer solchen Verordnung, wie die AEVO sie darstellt. Deren hochverallgemeinertes
Regelungsniveau, das durch den Zwang zur genereUen Anwendbarkeit in ihrem meist sehr
heterogenen Geltungsbereich gegeben ist, verfehlt notwendig die je besondere, von Aus¬
bUdem und Lehrlingen erfahrene Problemsubstanz betriebücher Ausbildungssituationen.
Ihre Abstraktionslage reguliert ün besten FaU einige ihrer aUgemeineren Randbedin¬
gungen. Das bisherige Scheitern einer spezifischen Fachdidaktik für diesen Bereich kann
als Symptom dafür gelten, daß die Problemsubstanz, die die betriebüche Ausbildung prägt,
eine .Dichte' besitzt, die durch pädagogisch-methodische Strategien allein nicht auflös¬
bar ist.
Strukturiert ist die betriebüche Ausbildungssituation — und damit knüpfe ich an das bereits
im ersten Teil Gesagte an — durch ihre Funktion als Ort der Umwandlung der Arbeitskraft
4 Hierwäre freiüch zu differenzieren z.B. zwischen der überwiegend sozialstatistisch-administrativen
Forschung und der Vielzahl von individuaüsierenden und entpolitisierenden, rein berufspädago¬
gisch angelegten Lehrgängen und Modellversuchen auf der einen Seite und den wenigen erfah¬
rungsnah formulierten Berichten und Analysen sowie emanzipatorisch gerichteten Seminaren auf
der anderen.
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Jugendücher in Lohnarbeitsform. Im Vergleich z. B. zur schulischen Lehr- und Lern¬
situation treffen hier in ungemüderter Härte die betriebswirtschaftlichen und marktökono¬
mischen Sachzwänge mit den Notwendigkeiten allgemeinpädagogischer Aufgaben zu¬
sammen, nämlich mit der Hinführung Jugendlicher in gesellschaftliche Kernbereiche, oder
genauer: mit ihrer persönlichen Entwicklung in der bewußten und kritischen Auseinander¬
setzung mit der gewerblich-industriellen Umwelt.
Vor diesem Hintergrund erscheint die Strategie der Pädagogisierung und Verwissenschaft¬
üchung der Ausbildungssituation im Betrieb in einem merkwürdigen Zwielicht: Was an
üir wünschbar wäre, vermag sie nicht, und was sie vermag, ist kaum wünschbar. Konkret:
Eme Pädagogisierung und Verwissenschaftlichung der Ausbildereignung kann im Rahmen
des dualen Systems, also unter Beibehaltung des Betriebs als zentralen Ausbildungsorts
den dort existierenden Strukturkonflikt, den der Ausbilder, wie erwähnt, als Rollenkonflikt
erfährt, nur unwesenthch abmildern. Gleichfalls ist dadurch auch keine wesenthche Ver¬
schiebung des innerbetrieblichen Kräfteverhältnisses zugunsten der Ausbilder, geschweige
der Lehrlinge zu erwarten. Andererseits deckt die pädagogische Rede über die Ausbil¬
dungssituation im Betrieb deren strukturelle Konfliktpunkte zu und individualisiert sie;
diese erscheinen aufgelöst in soziale Qualifikationen, (In-)Kompetenzen, persönliche
Qualitäten und Defizite, gruppendynamische Faktoren, didaktische Techniken, Einsichts¬
und Anpassungsfähigkeiten usf. Andererseits nimmt die kritisch-berufspädagogisch moti¬
vierte Strategie der Pädagogisierung - vermutlich ohne sich dessen bewußt zu sein — den
aussichtslosen Kampf mit den betrieblichen Anpassungszwängen und -interessen um die
sozial- und gesellschaftspolitische Prägung der Jugendlichen auf. Sie sprengt mit ihren
allgemeinpädagogischen Ansprüchen den - scheinbar - wertneutralen Rahmen einer rein
instrumenteU vorgestellten Fachdidaktik und gerät damit in Konflikt mit den quasi¬
naturwüchsigen, unkontrollierten Sozialisationsbedingungen des privatwirtschaftlichen
Betriebs und seinen stetigen, langfristig prägenden gesellschaftspolitischen Einfluß¬
nahmen.
Die andere, weiter oben gestellte Frage zielte noch einmal auf eine nähere Funktions¬
bestimmung der AEVO, und zwar unter Absehung von den ihr möglicherweise zurechen¬
baren Folgen und Auswirkungen. Es war schon daraufhingewiesen worden, daß alle Indi¬
zien darauf hindeuten, daß die AEVO rein reaktiv entstanden sein muß, d. h. ohne eine
sachlich strukturverändernde Intention, was sich auch in dem, im bildungspolitischen Be¬
reich ungewöhnlichen, Ausbleiben größerer Auseinandersetzungen bei ihrer Aushandlung
und Verfügung gezeigt hatte. BOHNSTEDT (1973, S. 81) spricht diesen Sachverhalt aus der
Distanz des Verwaltungsjuristen klar aus: „Die Träger dieser Ausbildung wurden durch
die Verordnung nicht veranlaßt, völlig neue Maßnahmen für die Ausbüderausbüdung zu
treffen, sondern sie hatten die schon vorhandenen Maßnahmen mit den Bestimmungen
der AEVO in Einklang zu bringen."
4. Politbierung und Verrechtlichung
Erinnert man sich an die Forderangen, Programmatiken und Ansprüche, die etwa in den
Jahren 1969 bis 1972 angesichts der allgemein als unhaltbar angesehenen Zustände im
betrieblichen Ausbüdungswesen formuliert wurden, und begreift man die AEVO als eine
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erste und wichtige Reaktion auf die damalige Empörung über diese Zustände, so liegt es
nahe, dieser Verordnung einen materiellen Reformansprach zu untersteUen. Mit einem
solchen Ansprach läßt sich das obige Zitat nicht mehr zusammenbringen. Ohne größere
Interpretationsanstrengungen kann man es dahingehend verstehen, daß mit der AEVO
weniger ein unmittelbarer problemspezifischer Zweck, eine materieUe Verbesserung der
betriebüchen AusbUdungssituation angestrebt wurde, sondern vielmehr ein administrativ¬
politischer Effekt, den das Zitat aUerdings nicht explizit macht, — vermutlich weü es dem
Autor aus seiner verwaltungsjuristisch-politischen Sicht zu selbstverständlich erscheint.
Insofern geht gerade die berufspädagogisch motivierte Kritik an der AEVO und die be¬
rechtigte und nachvollziehbare Enttäuschung, die sie auslöste, am eigentlichen Ansprach
und Zweck der AEVO vorbei. Vermutlich läuft deshalb auch die eigentlich naheliegende
Frage nach den Gründen des politischen Scheiterns eines Ordnungsmittels von solch nied¬
riger problemspezifischer Effektivität ins Leere. Es könnte sich durchaus heraussteUen,
daß, unter Voraussetzung eines staatlich zentrierten, instrumentellen Politikbegriffs, die
AEVO keineswegs gescheitert ist.
Betrachtet man die Vorstellung, die die Äußerung von Bohnstedt von dem durch die
AEVO vollzogenen Implementierungsprozeß gibt, näher, so verweist sie in erster Linie
auf das formelle Nachzeichnen eines gegebenen gesellschaftlichen Wirklichkeitsaus-
schnitts, hier der betrieblichen Ausbüdung, im Medium einer Rechtsverordnung, kurz, auf
den Prozeß ihrer Verrechtlichung5. Erst in zweiter Linie tritt hier ein Abstimmungsproblem
auf, das Anpassungen notwendig macht: Die „schon vorhandenen", also identisch gebüe-
benen Maßnahmen waren mit derAEVO nur noch „in Einklang" zu bringen. Das bedeutet
in diesem Fall mcht mehr, als daß eine Seite des Problems einer generalisierenden Bestim¬
mung unterworfen wurde, konkret: daß die Ausbilder, irgendwie, Kenntnisse bezüglich
ihrer Eignung nachweisen müssen. Damit ist eine minimale Anbindung an eine verall¬
gemeinernde, rechtlich-administrative Struktur gegeben, die eigentlich keine Hoffnung
auf eine materielle Verbesserung im entsprechenden Bereich nähren kann.
Welches längerfristige Interesse verfolgt demgegenüber die Ministerialadministration,
wenn sie eine Politisierung eines gesellschaftlichen Problembereichs für dessen spezifische
Verrechtlichung nutzt?6 Generell läßt sich festhalten, daß für die staatliche Administration
gesellschaftliche Problembereiche nur in dem Maß ihrer Verrechtlichung steuerbar sind7;
aUerdings fungiert die Verrechtlichung hier nur als notwendige, nicht als hinreichende
Bedingung. Hinzukommen muß ein politisch-soziales und ideologisches Kräfteverhältnis,
das eine materielle Umstrukturierung eines solchen Problembereichs durchsetzbar macht.
5 Der Verrechtlichungsbegriff wird hier in seiner einfachsten Bedeutung verwendet (vgl. z. B. seine
Verwendung bei Treutner 1978). Die weiterführenden Fragen bezüglich verrechtlichter Maß¬
nahmeverordnungen bleiben hier undiskutiert (siehe dazu vor allem Kap. V. von U. K. Preuss:
Legalität als Funktionsmodus der staatlichen Bürokratie. Frankfurt 1973).
6 Die Möglichkeit der Verrechtlichung ist damit nicht kontinuierlich gegeben, sondern von beson¬
deren Bedingungen abhängig, die im Text kurz als .Politisierung' gekennzeichnet sind. Damit ist ein
Prozeß (oder eine Strategie) gemeint, der, meist massenmedial vermittelt oder erzeugt, ein Thema
als politisches Problem aktualisiert (vgl. Edelman 1976).
7 Beispiele dafür bieten die administrativen Handlungsrestriktionen, die in neuen Problembereichen
(wie z. B. dem Daten- oder Umweltschutz) oder in Bereichen mit gestiegenem Steuerungsbedarf
entstanden sind (z. B. Stadt- und Regionaipolitik). Die staatüche Standardreaktion besteht dann
in einer weiteren VerrechtUchung.
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Die spezifische Machtverteilung im Bereich der betrieblichen Berufsbildung zugunsten
der Kammern, der Arbeitgeber und ihrer Interessensverbände hat denn auch bis heute,
trotz einiger Ansätze zur Verrechthchung dieses Bereichs (BBiG, AP1FG, AfG), dort nicht
zu eindeutig zurechenbaren, strukturellen Veränderungen geführt. Die staatliche Ad¬
ministration mußte sich daher faktisch darauf beschränken, sich Stück für Stück die recht¬
lichen Voraussetzungen zu schaffen, um zu einem späteren, von der politischen .Konjunk¬
tur' her günstigeren Zeitpunkt, materielle Eingriffe oder weitergehendeVerrechthchungen
durchzusetzen. Für letzteres ist die AEVO selbst ein Beispiel: Sie basiert auf der Rechts¬
grundlage des § 21 des BBiG, der nur eben jene Anknüpfungsmöglichkeit für Rechtsver¬
ordnungen in der Art der AEVO formuliert. Daß diese den Spielraum des § 21 mcht aus¬
geschöpft hat, ist wohl eher auf die staatlicherseits mangelnde Durchsetzungsfähigkeit als
auf die vorgebhche Sorge um die Verzögerungen des Erlasses zurückzuführen.
Nun beginnt heute kein Verrechtüchungsprozeß mehr bei einem denkbaren Nullpunkt.
Alle gesellschaftlichen Bereiche sind mehr oder weniger generell rechtlich normiert, viele
sicher schon überdeterminiert (z. B. das staatliche BUdungswesen)8. Der Ort der betrieb¬
üchen Ausbildung, zumindest soweit er sich mit dem Bereich privater Kapitalverwertung
deckt, steUt hier eine relative Ausnahme dar. Verglichen mit dem durchschnittüchen Ver-
rechtlichungsgrad, stellt er, pointiert ausgedrückt, eine Art Enklave dar, die mit Hilfe des
Eigentumsrechts an — geseUschaftüch unverzichtbaren — Produktionsmitteln und dem aus
dem Lohnarbeitsvertrag abgeleiteten persönlichen Anweisungsrecht des Unternehmers,
sich gegen die ,bedrohhch anroUende Verrechtüchungsflut' zu verteidigen ist. Zwar hat
sich auch der Bereich der privaten Kapitalverwertung, gerade auch im Lauf der letzten
Jahre, nicht mehr voUständig gegen eine weitere Verrechtlichung abschotten können
(Arbeitsschutzgesetz, Jugendschutzgesetz, Betriebsverfmsungsgesetz, Kartellgesetzgebung),
und ün gleichen Maß sind auch die Untemehmerklagen (z. B. an sog. ausbüdungshemmen-
den Vorschriften; vgl. dazu kritisch BRAUSER 1978) lauter geworden; dennoch könnte
man gerade an den als Beispielen aufgezählten rechtUchen Normierungen im einzelnen
zeigen, daß Verrechtlichungen in keinem anderen geseUschafthchen Bereich eine derart
geringe regulative Kraft haben, d. h., daß der Bereich der Kapitalverwertung die relativ
besten Möglichkeiten bietet, jene zu unterlaufen. Daß solche Abwehrkämpfe auch auf
legislativer Ebene geführt werden, zeigen die beiden Änderungsverordnungen bezügüch
der AEVO, die u. a. eine weitere stufenweise Aufweichung der bereits großzügig gefaßten
Übergangsregelungen darstellen.
Der Widerstand gegen solche Normierungen bezieht seine vermutete Rechtfertigung aus
den als natürlich angesehenen .Sachzwängen' der Kapitalverwertung. An deren zentraler
Bedeutung für die gesellschaftliche Reproduktion bricht sich der staatliche Durchsetzungs-
anspruch auf strikte Einhaltung erlassener Rechtsnormen. Durch diesen Zusammenhang
ist der Bereich des betrieblichen Ausbildungswesens in spezifischer Weise betroffen. Hier
überschneiden sich die Interessen an privater Kapitalverwertung, an sozialpolitischer Inte¬
gration Auszubildender, an deren pädagogisch angeleiteter individueller Entwicklung und
an dem Normierungsanspruch seitens des Staates.
8 Das ist ein Symptom dafür, welcher- zumindest wahrgenommene - Problemdruck auf diesem Be¬
reich zeitweise lastete. Inzwischen gilt die BUdungsreform als gescheitert; geblieben ist eine ver¬
stärkte staatliche Anbindung dieses Bereichs über Prozesse der Verrechtlichung.
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Wenn der Erlaß der AEVO in ihrer heute gültigen Form selbst bei der gewerblichen Wirt¬
schaft kaum auf den eigentüch zu erwartenden Widerstand gestoßen ist, so vermuthch auf¬
grund der durchaus zutreffenden Einschätzung, daß diese Verordnung dem derart über¬
determinierten Problembereich des betrieblichen Ausbildungswesens gegenüber keine
.Bedrohung', sondern eher ein wüUcommenes Alibi für die eigenen Unterlassungen auf
einem Gebiet darstellt, für dessen allgemein als untragbar angenommenen Zustände die
gewerbüche Wirtschaft gleichwohl verantwortlich ist. Die Vielzahl der Analog- und Folge¬
verordnungen, die die AEVO nach sich gezogen hat, schemt auf den ersten Blick eher für
eine .Bedrohung' der gewerblichen Wirtschaft durch die AEVO zu sprechen; sicher besaß
sie gewissermaßen eine Art Vorreiterfunktion. Aber gerade die Neuordnungen der beruf-
Uchen Straktur in den einzelnen Wirtschaftszweigen in Form neuer Ausbildungsordnungen
kamen den berufsstrakturellen Notwendigkeiten der Betriebe eher entgegen. So war z. B.
die bisherige Unmenge von Ausbildungsberufen auch für sie bereits dysfunktional ge¬
worden. —Von derAEVO ist nun kaum mehr übrig geblieben als die vermutlich funktions¬
losen Kenntnisnachweise, der Anstoß einer breiten Diskussion und mannigfacher Aktivi¬
täten und die Funktion eines weniger bedeutenden Abschnitts der,Verrechthchungsfront'
im Stellungskrieg zwischen dem Reich der privaten Kapitalverwertung und der hegemo-
nialen Staatsmacht.
5. Perspektiven der weiteren Entwicklung
Welche Funktion wird die AEVO unter den geschilderten Voraussetzungen in der abseh¬
baren Entwicklung der Berufsbildung, namentlich in bezug auf die Ausbildersituation
haben? Der Bereich der Berufsbildung wird vermutlich insgesamt eine scheinbar wider¬
sprüchliche Entwicklung erfahren: Im Zuge seiner weiteren Ökonomisierang und Ratio¬
natisierung wird er sich enger an die Imperative der Kapitalverwertung undflexibler an ihre
internen Veränderangen anpassen müssen. Zugleich wird er in langfristigen Prozessen der
Autonomisierung allmählich eine Selbständigkeit gewinnen, die in einer spezifischen
Funktionalität auf die Prozesse der Kapitalverwertung bezogen ist (vgl. dazu Offe 1972).
Am Ende ist es allein diese spezifische Selbständigkeit des Berufsbildungsbereichs, die die
gleichzeitige ErfüUung ihrer engeren und zugleich flexibleren Bindung an die Sachlogik
der Verwertungsprozesse garantiert.
Auf dieser Grundlage wird sich auch die Situation des Ausbildungswesens verändern. Drei
strukturelle Entwicklungen seien hier nur beispielhaft genannt: (1) Der Einsatz der von
den Betrieben im Ausbildungsbereich eingesetzten finanziellen, sachlichen und personel¬
len Mitteln wird langfristig, zumindest relativ, abnehmen9. (2) Die Ansprüche an die
QuaUfikationen, an ihre Flexibilität und ihre Spezialisierung wird für einen Großteil der
Beschäftigten weiter wachsen und damit die entsprechenden Ansprüche an die Ausbilder
und ihre Eignung10. (3) Aufdiesem Hintergrund wird, mehrfach bedingt, der Professionali-
9 Dafür sprechen alle gegenwärtigen Erwartungen bezüglich des ökonomischen Wachstums. Daß
seine erwartete Stagnation sich als Druck vor allem aufdie .unproduktiven' und personalintensiven
Bereiche der Betriebe, also auch auf den Ausbildungsbereich, auswirken wird, kann als sicher
gelten.
10 Ein Symptom für die weitere Beschleunigung der technologischen Differenzierung, der die be¬
triebüche Ausbildung nachzukommen sucht, ist die schon erwähnte Expansion des Weiterbil¬
dungsbereichs.
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sierungsgrad der Ausbilder weiter steigen und ün Zusammenhang damit ihr beruflicher
Status, ihr Organisationsgrad sowie der Grad der Profilierung ihres Berufsbilds11. — Die
wachsende InkompatibiUtät aUein der genannten Tendenzen wird als zunehmender Pro-
blemdrack in diesem Feld erlebt, der auf der Grundlage der bestehenden Straktur der
betriebüchen Berufsbildung weder für die gewerbliche Wirtschaft noch für die staatliche
Administration lösbar sein dürfte. Eine institutionelle Verselbständigung der betrieblichen
Ausbildung, wie sie sich in den überbetriebhchen Ausbildungsstätten bereits anbahnt und
vor allem von den Gewerkschaften gefordert wird, ist daher eher eine Frage der Zeit.
Ob in einem solchen Prozeß der taktische Vorteil, den der Staat mit der AEVO in der
sozialpoütischen Auseinandersetzung um die betriebliche Berufsbildung erzielt hat, in
seiner jetzigen Form noch eine wesentliche Rolle spielen wird, ist eher zweifelhaft. Eine
administrative Normierang für den FaU einer staatUchen Übernahme auch des betrieb¬
lichen Teils der Berufsbildung hätte zweifellos ein anderes Format. Insofern ist es wahr¬
scheinlich, daß sich der Staat mit seinen Verrechtlichungsstrategien in diesem Bereich, von
denen die AEVO ein Moment darstellt, auf einen langwierigen Grabenkampf um den
politischen Einfluß auf die ökonomische Kemstruktur dieser Gesellschaft eingestellt hat.
Trotzdem ist nicht auszuschließen, daß die Frage einer staathchen Gesamtverantwortung
unter ausdrücklicher Einbeziehung des betrieblichen Teils der beruflichen Bildung ver¬
stärkt wieder aufgeworfen wird. Im Zuge einer entsprechenden Entwicklung würde die
Ausbildereignung zum Gegenstand langfristig institutionalisierter, hauptberuflicher, kurz,
,normaler' Qualifikationsprozesse mit entsprechenden Eüirichtungen, differenzierten
Curricula und Abschlüssen. Vor allem eine dann mögUche, stärkere Akzentuierung der all¬
gemeinpädagogischen Funktion der Ausbilder sowie der Gedanke einer Gleichstellung
der schulischen und der beruflichen Bildung könnte zudem zur Frage nach der Institutio-
nalisierang eines besonderen Vertrauensverhältnisses zwischen Ausbildern und Staat,
unter Umständen in Form der Verbeamtung führen.
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